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An den 

Präsidenten des Landtags  

Nordrhein-Westfalen 

Herrn André Kuper MdL 

Platz des Landtags 1 

40211 Düsseldorf 

 

36. Sitzung des Ausschusses für Gleichstellung und Frauen am 

13.11.2025 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

für die o.g. Ausschusssitzung bin ich von der FDP-Fraktion um einen 

schriftlichen Bericht zum Thema „Catcalling im öffentlichen Raum von 

Nordrhein-Westfalen“ gebeten worden.  

 

 

Dieser Bitte komme ich hiermit gerne nach und übersende Ihnen den bei-

gefügten Bericht mit der Bitte um Weiterleitung an die Ausschussmitglie-

der.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Josefine Paul 
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Bericht der Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 

Integration des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

„Catcalling im öffentlichen Raum von Nordrhein-Westfalen“ 

36. Sitzung des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend 

am 13. November 2025 

 

Die Verhütung und Bekämpfung jeder Form der sexualisierten Gewalt gegen Frauen 

ist der Landesregierung Nordrhein-Westfalen ein besonders wichtiges Anliegen. Seit 

Jahren werden verschiedene Maßnahmen gefördert, die diesem Ziel Rechnung 

tragen. Die im Berichtswunsch geäußerten Fragen betreffen maßgeblich die 

Ressortzuständigkeit des Justizministeriums. Die Position des Ministers der Justiz wird 

aus gleichstellungspolitischer Sicht begrüßt. 

 

Dem Ministerium der Justiz liegen, da das sog. „Catcalling“ nicht als Straftatbestand 

erfasst wird, keine Erkenntnisse über das Ausmaß in Nordrhein-Westfalen vor.  

 

Die aktuelle Ankündigung der Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz, 

Frau Dr. Stefanie Hubig, sexueller Belästigung, digitalem Voyeurismus und 

vergleichbaren Übergriffen von staatlicher Seite entschlossen entgegenzutreten – 

auch mit den Mitteln des Strafrechts –, wird von der Landesregierung ausdrücklich 

begrüßt und unterstützt. Mit dieser Zielrichtung hat der Minister der Justiz bei der 

Herbstkonferenz der Justizministerinnen und Justizminister der Länder am 07.11.2025 

in Leipzig zusammen mit der Vertreterin Hamburgs einen Beschlussvorschlag 

vorgelegt, der den umfassenden Schutz vor sexuell motivierten Belästigungen (auch 

ohne Körperkontakt) und das Schließen bestehender Schutzlücken fordert.  

 

Die Umsetzung etwaiger Änderungen des Strafgesetzbuches wird durch die 

Strafverfolgungsbehörden und Gerichte in Nordrhein-Westfalen erfolgen, die für die 

Anwendung des Gesetzes zuständig sind. 

 

Zu den Aufgaben der im Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 

und Integration angesiedelten Fach- und Koordinierungsstelle Istanbul-Konvention 

gehört neben der Koordinierung und Bewertung von Maßnahmen gegen 

geschlechtsspezifische und häusliche Gewalt auch die Erarbeitung eines 

Landesaktionsplans zur konsequenten Umsetzung der Istanbul-Konvention. Der 

Landesaktionsplan wird unter Beteiligung der fachlich zuständigen Ressorts erarbeitet. 

Alle Gewaltformen, die in den Schutzbereich der Istanbul-Konvention fallen, sollen in 

den Blick genommen und weitere Handlungserfordernisse geprüft werden. 
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Anlässlich des Internationalen Tages gegen Gewalt an Frauen am 25. November 

werden seit Jahren landesweite Aktionswochen durchgeführt, um die breite 

Öffentlichkeit über verschiedene Formen von Gewalt gegen Frauen zu informieren. Im 

Rahmen der landesweiten Aktionswoche können auch Catcalling und andere Formen 

der sexuellen Belästigung wie etwa Upskirting aufgegriffen werden. 

Bewusstseinsbildende Kampagnen und Öffentlichkeitsarbeit im Sinne von Artikel 13 

der Istanbul-Konvention werden darüber hinaus auch durch die seitens des 

Ministeriums für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des 

Landes Nordrhein-Westfalen geförderten örtlichen und regionalen Runden Tische, 

Arbeitskreise und Kooperationen gegen Gewalt an Frauen geleistet. Auch die vom 

Land geförderten 62 allgemeinen Frauenberatungsstellen und 57 

Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt sind im Bereich der Prävention tätig 

und tragen durch ihre Arbeit und Veranstaltungen zu verschiedenen Themenbereichen 

der sexualisierten Gewalt zur Sensibilisierung der Bürgerinnen und Bürger in 

Nordrhein-Westfalen bei. 


